
heiten des von ihm begangenen Verbrechens durch die 
Ermittlungsorgane in genügendem Maße aufgedeckt 
wurden. Die Anklageschrift dient keinesfalls dem 
Zweck, den Gang der Ermittlungen der Untersuchungs­
organe und des Staatsanwalts noch einmal zu schildern.

Schwierig wird die Darstellung des Sachverhalts zu­
meist dann, wenn in einer Anklageschrift die Hand­
lungen mehrerer Täter in zahlreichen Tatkomplexen 
geschildert werden sollen. Es kommt in diesem Fall 
darauf an, daß sich der Staatsanwalt von vornherein 
für ein bestimmtes Prinzip der Darstellungsweise ent­
scheidet, das er dann für die Wiedergabe des gesamten 
Sachverhalts beibehält. Eins dieser Prinzipien ist die 
Gliederung der Tat nach einzelnen Tatkomplexen, 
wobei zu jedem Komplex Tatzeit, Tatort, die beteiligten 
Täter sowie der Grad ihrer Beteiligung, die Begehungs­
form und der eingetretene Erfolg geschildert werden 
müssen. Die Schilderung der einzelnen Tatkomplexe ist 
nach Möglichkeit chronologisch vorzunehmen. Ein 
anderes Prinzip ist die Gliederung der Darstellung 
nach den am Gesamtkomplex beteiligten Tätern.

Bei einem komplizierten Sachverhalt empfiehlt es 
sich, den Einzeldarstellungen eine kurze Darstellung 
des Gesamtgeschehens voranzustellen. Der Leser der 
Anklageschrift wird so zunächst in das Gesamtgesche­
hen eingeführt und ist leichter imstande, die Bedeu­
tung der einzelnen Komplexe, die Rolle der einzelnen 
Täter usw. zu verstehen. Ebenso sind unbekannte Be­
griffe bzw. Vorgänge mit wenigen Worten einleitend 
aufzuklären. So ist es z. B. unter Umständen notwendig, 
bei der Schilderung einer Betriebsstörung Ausführun­
gen über die Organisatonsform des Betriebes zu 
machen oder bei Währungsschiebungen die Kursver­
hältnisse darzulegen usw. Bei aller Forderung nach 
klarer und verständlicher Darstellung des Sachverhalts 
darf man jedoch andererseits eine zu eingehende Schil­
derung der Einzelheiten nicht zulassen, da sonst die 
Übersichtlichkeit des wesentlichen Ermittlungsergeb­
nisses leidet. Nur die wesentlichen Punkte können ge­
schildert werden; iirf übrigen müssen Gericht wie auch 
Verteidiger auf den Akteninhalt zurückgreifen.

c) Würdigung der Beweise
Ein bedeutungsvolles Element der Anklageschrift, das 

allerdings nicht in jedem Ermittlungsergebnis vorhan­
den zu sein braucht, ist die Beweiswürdigung. Sie muß 
stets dann Teil des Ermittlungsergebnisses sein, wenn 
von vornherein feststeht, daß die Überführung des Be­
schuldigten nur durch einen Indizienbeweis möglich ist. 
In diesen Fällen ist die Indizienkette kurz zusammen­
gefaßt überzeugend darzustellen.

Manche Staatsanwälte sind der Auffassung, daß eine 
Darstellung der Indizien und eine Auseinandersetzung 
mit evtl. Gegenindizien in der Anklageschrift über­
flüssig sei, da der Aufbau der Indizienkette noch in der 
Hauptverhandlung rechtzeitig vorgenommen werden 
könne. Dies ist jedoch fehlerhaft, denn der Angeklagte 
und sein Verteidiger können nur dann das Recht auf 
Verteidigung wirklich ausnutzen, wenn die Beweis­
mittel, die zur Überführung des Angeklagten notwendig 
sind, ihnen bereits rechtzeitig bekanntgegeben werden. 
Die fehlerhafte Auffassung mancher Staatsanwälte 
beruht vor allem auf der Überlegung, daß es falsch sei, 
schon bei Anklageerhebung „alles Pulver zu ver­
schießen“. Die Erhebung einer Anklage auf Grund 
einer Indizienkette darf ohnehin nur dann erfolgen, 
wenn diese Indizien yöllig eindeutig sind und keine 
Gefahr ihrer Widerlegung besteht. Es ist deshalb un­
zulässig, etwa darauf auszugehen, daß man den Ange­
klagten in der Hauptverhandlung mit bestimmten 
Indizien überraschen müsse. Wenn auch die Beweis­
würdigung in der Anklageschrift nicht mit der Voll­
ständigkeit wie im Plädoyer oder im Urteil zu erfolgen 
braucht, so muß sie jedoch den eindeutigen Schluß zu­
lassen, daß die angegebenen Indizien zur Feststellung 
der Tat und des Verschuldens des Täters ausreichen.

Eine besondere Würdigung der Beweise ist dann 
nicht erforderlich, wenn diese eindeutig sind und keine! 
Zweifel am Tatgeschehen zulassen.

d) Angaben über die Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat
Wie bereits ausgeführt, hat die Anklageschrift nicht 

zuletzt den Zweck, schon in diesem Stadium des Ver­

fahrens durch die Schilderung der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit der Tat eine erzieherische Wirkung auf den 
Beschuldigten auszuüben. Das wesentliche Ermittlungs­
ergebnis ist deshalb entsprechend zu gestalten. Dar­
über, in welcher Weise am besten eine derartige er­
zieherische Wirkung erreicht werden kann, bestehen 
erhebliche Meinungsverschiedenheiten. In vielen Fällen 
enthalten die Anklageschriften auch heute noch einen 
besonderen Abschnitt, die sog. politische oder gesell­
schaftliche Begründung der Anklage, in welchem ver­
sucht wird, die Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat all­
gemein darzustellen. Eine solche Art und Weise der 
Darstellung erleichtert es dem Staatsanwalt zwar, alle 
die konkreten Umstände zu schildern, auf denen die 
Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat beruht; eine über­
zeugende und erzieherische Wirkung auf den Beschul­
digten läßt sich jedoch damit zumeist nicht erreichen. 
Die erzieherische Wirkung der Anklageschrift muß 
vielmehr schon von der Darstellung des Sachverhalts 
und der Person des Täters ausgehen. Tatsachen über­
zeugen bekanntlich stets mehr als abstrakte Erwägun­
gen, selbst wenn sie an sich zutreffend sind und fehler­
frei begründet werden. Die Aufgabe besteht deshalb 
darin, die Überlegungen, die für die Kennzeichnung der 
gesellschaftsgefährlichen Folgen und für die Verdeut­
lichung der Strafwürdigkeit der Tat maßgebend sind, 
in die Darstellung des Sachverhalts und evtl, auch der 
Person des Täters einzuarbeiten.

Jedoch kann dies nicht uneingeschränkt gelten. Man 
wird etwa bei Wirtschaftsverbrechen und ähnlich 
komplizierten Sachverhalten eine besondere Darstel­
lung der Gesellschaftsgefährlichkeit nicht entbehren 
können, weil es häufig notwendig ist, allgemein politi­
sche oder wirtschaftliche Erwägungen, die nicht un­
bedingt zum konkreten Sachverhalt gehören, in einem 
besonderen Teil der Anklageschrift darzustellen. So 
sind z. B. bei Waren- und Geldverschiebungen Aus­
führungen über das Zustandekommen des Kurses der 
Westberliner Wechselstuben usw. zu machen. Man 
sollte sich aber davor hüten, lange allgemeine Aus­
führungen über die Gesellschaftsgefährlichkeit von 
Verbrechen in das wesentliche Ermittlungsergebnis 
aufzunehmen, ohne sie auf die Sache selbst zu beziehen. 
Wird dieser Grundsatz nicht eingehalten, so wirken 
derartige Darlegungen häufig abstrakt, ermüdend und 
sogar unernst. Auf keinen Fall erzielen sie eine 
erzieherische Wirkung.

Die Gefahr des Schematismus bei der Anklageerhebung
Ungeachtet der Tatsache, daß zu den Prinzipien der 

StPO das Prinzip der Beschleunigung des Verfahrens 
gehört, gibt es noch hin und wieder Prozesse, die sich 
endlos hinschleppen, bei denen das Verfahren ein oder 
mehrere Male an den Staatsanwalt zur Nachermittlung 
zurückgegeben wird und die schließlich mit einem Frei­
spruch enden. Prüft man diese Verfahren nach, so stellt 
sich häufig heraus, daß die unzureichende und un­
kritische Bearbeitung des Verfahrens vor Erhebung der 
Anklage die Ursache für den Mißerfolg war. Solche 
unkritische Arbeitsweise, insbesondere die ungenü­
gende Überprüfung des Ermittlungsergebnisses durch 
den Staatsanwalt, sind zumeist eine Auswirkung des 
routinemäßigen Arbeitens bei der Abfassung der An­
klageschrift. Schablonenhaft erhebt der Staatsanwalt 
die Anklage auf Grund des Schlußberichtes, ohne zuvor 
das von der Volkspolizei festgestellte Ergebnis der Er­
mittlungen sorgfältig geprüft zu haben. Ja, es kommt 
auch heute noch vor, daß der Staatsanwalt Teile des 
Schlußberichts in die Anklageschrift übernimmt. Statt 
selbst zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die An­
klageerhebung gegeben sind, verläßt sich der Staats­
anwalt in solchen Fällen auf die Arbeit, die die Er­
mittlungsorgane bereits geleistet haben. Das Ergebnis 
einer solchen Arbeitsweise ist nicht selten eine An­
klageerhebung auf Grund unvollständiger oder nicht 
den Kern der Sache treffender Beweise oder aber von 
einem falschen rechtlichen Standpunkt aus.

Routinemäßige Arbeit gibt es zwar auch noch auf 
anderen Gebieten der staatsanwaltschaftlichen Tätig­
keit, sie wirkt sich jedoch bei der Anklageerhebung 
besonders schädlich aus, und zwar sowohl in der Form 
als auch im Inhalt der Anklageschriften.

So wird immer noch vereinzelt der Tenor der An­
klageschrift lediglich durch Zitierung des Gesetzes-
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